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Kapitel A) Teilhaben. Einmischen. Zukunft schaffen.

Warum es Zeit ist, dass sich was ändert 

Liebe Wählerin, lieber Wähler,

wir wenden uns mit diesem Programm an Sie. Wir wollen Sie bei der Bundestagswahl am 22. 
September für eine andere, für eine bessere Politik gewinnen.

Wir wenden uns mit unserem Programm an alle, die meinen, dass wir in unserer Gesellschaft 
jetzt einiges verändern müssen, um eine gute, eine sichere Zukunft zu schaffen. Wenn wir die 
Klimakatastrophe so weit wie möglich aufhalten und die Energiewende verwirklichen, wenn wir 
morgen in einer gerechten und modernen Gesellschaft leben wollen, dann können wir nicht ab-
warten – wir müssen heute politisch handeln.

Wir Grüne haben immer versucht, Politik zu machen, die über den Tag hinaus denkt, seit der 
Gründung der Grünen in der Bundesrepublik im Jahr 1980 und im Osten seit 1989/90 als Grüne 
Partei in der DDR und als Bündnis 90. Dabei waren wir mutig und ehrgeizig und manchmal ha-
ben wir uns dabei auch geirrt.  Aber aus unseren Irrtümern haben wir gelernt, unser Ehrgeiz hat 
uns stark gemacht und mit unserem Mut haben wir die Gesellschaft vorangebracht. Wir wollten 
aus der Atomkraft aussteigen, als noch alle Mächtigen Atomfans waren. Wir haben für biologi-
sche Lebensmittel gekämpft, als noch kein Großhändler auch nur daran dachte diese Produkte 
zu verkaufen. Wir kämpften an der Seite von Lesben, Schwulen, trans- und intersexuellen Men-
schen, als diese sozial vielfach geächtet wurden. Wir waren FeministInnen, wir haben die Quote 
gelebt während überwiegend Männerbünde regierten, die Frauen lieber am Herd sahen und wir 
kämpften an der Seite der Lesben und Schwulen als ein „Outing“ sozial vielfach geächtet wur-
de. Wir waren in Ost und West Kriegsdienstverweigerer und Friedensbewegte, als Kalter Krieg 
und atomares Wettrüsten als politische Notwendigkeit galten. Wir zeigten bereits Verantwor-
tung für die Eine Welt, als der Mainstream noch zwischen drei Welten unterschied und nur das 
nationale Wohl zählte.

Wir laden Sie auch heute ein, mit uns über den Tag hinauszudenken – mit uns zu diskutieren, 
was sich ändern muss und wo es hingehen soll. Deutschland hat auf dem Weg zu einer grüne-
ren Wirtschaft und einer offeneren Gesellschaft einiges erreicht, aber in vielerlei Hinsicht haben 
wir gerade erst angefangen.

1. Es ist an der Zeit, den grünen Wandel entschlossen voranzutreiben 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Beschluss (vorläufig): Bundestagswahlprogramm, Kapitel A

BDK Berlin, 26.-28. April 2013 S. 1/12



Wir müssen heute etwas ändern, damit auch die kommenden Generationen frei entscheiden 
können, wie sie leben wollen. Wir wollen heute etwas ändern, um zu einer Wirtschaftsweise zu 
kommen, die allen nutzt und nicht nur wenigen – die auf Erneuerbare Energien gebaut ist statt 
auf Öl, Kohle, Atom und Gas, die unsere Umwelt schützt statt sie zu zerstören. Wir müssen 
dringend etwas ändern, um das Auseinanderfallen unserer Gesellschaft in drinnen und draußen, 
in arm und reich, oben und unten zu stoppen. Und wir wollen heute etwas ändern, damit wir 
morgen endlich in einer vielfältigen Gesellschaft leben, in der Kinder, Frauen und Männer, Men-
schen verschiedener sexueller Identität, verschiedener Religionen, aus unterschiedlichen Kultu-
ren oder unterschiedlicher Herkunft endlich gleichberechtigt leben können und gleiche Möglich-
keiten haben.

Wir wollen alle von der Notwendigkeit des Wandels überzeugen. Lobbyismus und Klientel-In-
teressen werden wir entschieden entgegentreten und in die Schranken weisen. Auch das ist die 
Aufgabe demokratischer Politik.

Politik braucht Ideale, braucht Grundsätze und Werte, eine nachvollziehbare Richtung – doch 
genau das vermissen wir und viele andere bei dieser schwarz-gelben Regierung. Ohne Kompass 
gibt es keine Orientierung, sind politische Schritte nur noch von tagespolitischen Bedürfnissen 
und Machtinteressen abhängig.

Wir wenden uns mit diesem Programm an alle IdealistInnen, denn auch wir glauben: eine bes-
sere Gesellschaft ist möglich. Wir wenden uns mit diesem Programm an alle RealistInnen, denn 
auch wir wissen, dass die besten Ideale wenig wert sind, wenn wir nicht nach machbaren Vor-
schlägen suchen, sie zu verwirklichen. Wir legen in unserem Programm dar, welche Ideen, wel-
che Grundsätze und Werte grüne Politik anleiten – und machen deutlich, wie wir diese Werte in 
konkrete Politik übersetzen

2. Warum wir den grünen Wandel brauchen 

Die wirtschaftliche Lage ist in Deutschland auf den ersten Blick gut. Unser Land hat viele beein-
druckende, technologisch starke Unternehmen, gut ausgebildete Beschäftigte und viele kreative 
Köpfe. Sie haben Deutschland vor allem über den Exporterfolg besser als viele andere durch die 
Finanz- und Wirtschaftskrise gebracht.

Allein dieser ökonomische Erfolg ist nicht nachhaltig, weil unsere Wirtschaftsweise noch immer 
viel zu viel zur Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen beiträgt. Die Produktion unseres 
Essens, unserer Handys, Autos, Kleider oder Möbel ist noch immer mit immensen Emissionen 
und Ressourcenverbrauch verbunden. Das Erdklima heizt sich weiter ungebremst auf. Das wird 
von niemanden mehr ernsthaft bestritten. Die von Folgen der Klimakatastrophe haben uns zum 
Teil schon jetzt erreicht, nicht nur in Australien und dem Nordpol. Schon jetzt nehmen Dürren, 
Stürme, extreme Hitze- und Kälteperioden zu, schon jetzt flüchten jährlich weltweit Millionen 
von Menschen vor den Auswirkungen der Klimakatastrophe. Die Folgen dieser Entwicklung 
werden bald noch spürbarer werden. Wir gehen noch immer verschwenderisch mit Rohstoffen 
um, deren Vorkommen begrenzt ist und deren Abbau die Flüsse vergiftet, die Erde verseucht, 
die Luft verpestet und Menschen von ihrem Land vertreibt. Menschen in vielen Ländern der 
Welt verlieren durch unseren Lebensstil ihre Existenzgrundlage, sie bauen auf ihren Feldern Fut-
tersoja an, für unseren Fleischkonsum, sie arbeiten unter fürchterlichen und gefährlichen Bedin-
gungen für unsere Billigkleidung. Auch Kinder schuften unter furchtbaren Bedingungen für un-
seren Konsum. Wälder werden gerodet, Böden übernutzt, die Artenvielfalt schrumpft in rasen-
dem Tempo. So untergräbt unser Wohlstand seine eigenen Grundlagen.

Unser ökonomischer Erfolg ist nicht nachhaltig, weil die einseitige Exportorientierung zu massi-
ven Ungleichgewichten in der Europäischen Union beigetragen hat und weil die Ungleichge-
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wichte in unserer Gesellschaft immer größer geworden sind. Die Einkommens- und Vermögens-
schere hat sich immer stärker geöffnet. Während einige wenige hohe Gewinne einfahren, arbei-
tet mehr als jede/r fünfte Beschäftigte für einen Niedriglohn deutlich unter 8,50 Euro. Obwohl 
immer mehr Menschen in Arbeit sind, steigt dennoch die Armut. 10% der Haushalte in 
Deutschland verfügen über weit mehr als die Hälfte des gesamten Nettovermögens. Die unte-
ren 50% der Haushalte in Deutschland besitzen zusammen gerade einmal 1% des Nettovermö-
gens. In den letzten zehn Jahren ist die Verschuldung der öffentlichen Hand um 800 Mrd. Euro 
gewachsen – das ungleich verteilte private Vermögen hingegen hat sich von fast fünf auf über 
zehn Billionen Euro mehr als verdoppelt. Marode Schulen, geschlossene Schwimmbäder, stillge-
legte Bahnhöfe, fehlende Kita-Plätze, zu wenig Ganztagsschulen – in den meisten Kommunen 
fehlt Geld für unsere öffentlichen Einrichtungen. Diese Entwicklung stellt den Zusammenhalt der 
Gesellschaft in Frage.

Wir schaden unserer Zukunft, wenn in einem reichen Land wie Deutschland mehr als 2,5 Millio-
nen Kinder und Jugendliche in Armut aufwachsen. Nicht nur das, auch ihre Aufstiegschancen 
sind schlecht. In Deutschland entscheidet sich in der Regel schon mit der Geburt, ob ein Kind 
später Abitur oder überhaupt einen Schulabschluss macht, ob es eine Chance auf einen Ausbil-
dungsplatz hat, auf ein selbständiges Leben in Würde. Die traurige Wahrheit ist: Armut vererbt 
sich in unserem Land. Unseren Kindern sollte es einmal besser gehen. Heute hoffen  viele, dass 
es ihnen wenigstens nicht schlechter geht.

Es ist nicht minder skandalös, dass Eltern immer noch um einen Kinderbetreuungsplatz kämpfen 
müssen,  wenn sie einen wollen und brauchen. Noch immer gibt es auch viel zu wenig Ganz-
tagsschulen und gute, ganztägig geöffnete Kitas in Deutschland. Seit Jahrzehnten reden wir 
über  die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, seit Jahrzehnten tut sich viel zu wenig. Wahlfrei-
heit in der Kinderbetreuung gibt es nur für diejenigen wirklich, die es sich finanziell leisten kön-
nen. Familie ist da wo Kinder sind. Und Familie ist selbstverständlich da, wo Menschen füreinan-
der einstehen und Verantwortung füreinander übernehmen wollen. Kinder brauchen Eltern und 
Menschen, die sie lieben. Und es muss egal sein, ob die Eltern lesbisch, hetero oder schwul sind. 
Die ideologische Verweigerung des Adoptionsrechts und der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare 
ist diskriminierend und muss überwunden werden. Es ist unwürdig, dass die notwendige Mo-
dernisierung vom Bundesverfassungsgericht und nicht vom Parlament vorangetrieben wird.

Frauen und Männer sind in Deutschland immer noch nicht gleichberechtigt. Frauen erhalten 
weniger Lohn, auch für vergleichbare Tätigkeiten und steigen seltener in Führungspositionen 
auf. Viel häufiger als Männer sind sie zu Niedriglöhnen und in unsicheren Arbeitsverhältnissen 
beschäftigt, die keinen Spielraum für eine eigenständige Absicherung bieten und sind deshalb 
auch öfters von Altersarmut bedroht. Und sie tragen einen Großteil der häuslichen Sorgearbeit 
und der Kindererziehung. Hier tut sich seit Jahren wenig. Auch eine Frau als Kanzlerin macht 
noch keine gute Gleichstellungspolitik.

Es ist erschreckend, dass eine rechte Terrorgruppe über 10 Jahre hinweg, angetrieben von einem 
blinden Hass auf alles was nicht ihrem kruden Weltbild entsprach, mit Bombenanschlägen und 
kaltblütigen Morden ungehindert durch unser Land ziehen konnte. Das Vertrauen in unsere Si-
cherheitsbehörden ist tief erschüttert. Echte Konsequenzen aus diesem staatlichen Versagen 
wurden immer noch nicht gezogen.

Es besorgt uns zutiefst, dass unter Merkels Führung das Europa der Nationalstaaten auf Kosten 
der europäischen Gemeinschaft reaktiviert wurde. Mit der Devise „an Deutschland soll Europa 
genesen“ gefährdet die Koalition Angela Merkels nicht nur die weitere Integration, sondern 
auch das friedliche Miteinander in der EU. Mit ihrem national fokussierten Blick hat Schwarz-
Gelb unter dem Deckmantel des Spardiktats in wenigen Monaten über Jahrzehnte aufgebaute 
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Eckpfeiler – wie Vertrauen, Solidarität und Einheit in Vielfalt – des Friedensprojekts EU ins Wan-
ken gebracht.

Wir finden, das darf nicht so weitergehen. Wir wollen unsere Demokratie und die Bürgerrechte 
stärken. Wir wollen gemeinsam einen grünen Wandel hin zu einer Wirtschaft und Gesellschaft 
schaffen, der nicht auf Kosten des Planeten, nachkommender Generationen oder wirtschaftlich 
schwächerer Menschen in anderen Regionen geht. Ein grüner Wandel, der das Vertrauen in 
staatliche Institutionen wieder stärkt.

Deutschland hat alle Mittel dazu, das zu schaffen: die Menschen, die Technologien, das Wissen.

Und auch den Willen. Denn die Gesellschaft ist weiter als Merkel und ihr Kabinett uns glauben 
machen wollen. Die große Mehrheit will, dass es in unserer Gesellschaft gerechter zugeht, dass 
mehr Beteiligung möglich ist und dass wir endlich Verantwortung für unsere Zukunft überneh-
men. Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hat längst verstanden, dass wir schonender mit 
unseren natürlichen Ressourcen umgehen müssen, dass wir einen neuen sozialen Ausgleich und 
ein echtes  Teilhabeversprechen brauchen, dass wir unsere Demokratie erhalten und dafür aber 
auch etwas tun müssen.

Doch diesen gesellschaftlichen Mehrheiten steht eine schwarz-gelbe Koalition entgegen, deren 
Kanzlerin die Klientelinteressen schützt statt sich auf die Seite des Wandels zu stellen. Verwan-
deln wir also endlich die gesellschaftliche Mehrheit in eine politische Mehrheit. Eine andere, eine 
bessere Politik ist möglich!

3. Unser Ziel: Ein besseres Morgen 

Wir können gemeinsam eine Wirtschaft schaffen, die Lebensqualität für alle schafft, ohne Um-
welt, Natur und unsere natürliche Lebensgrundlagen zu zerstören. Wir können gemeinsam eine 
gerechte Gesellschaft schaffen, in der niemand ausgeschlossen ist von Bildung und Arbeit und 
einem Leben in Würde.

Mit der Energiewende übernehmen wir eine weltweite Vorreiterrolle. Damit können wir in 
Deutschland zeigen, dass eine erfolgreiche Industrienation den Umbau zu einer klimafreundli-
chen Energieversorgung schaffen kann. Wir können dem stockenden internationalen Klima-
schutz so ganz neue Impulse geben und  die drohende Klimakatastrophe noch abwenden. 
Gleichzeitig  können mit diesen politischen Rahmenbedingungen innovative UnternehmerInnen 
hunderttausende neuer Jobs und alte Abhängigkeiten vom Import teurer Rohstoffe wie Kohle, 
Öl und Gas werden beseitigt. Das spart viel Geld und macht unsere Produktion sauber. Die 
neue, saubere Energie wird dabei von vielen kleinen Unternehmen in Bürgerhand erzeugt, nicht 
nur von einigen wenigen Großkonzernen, die heute den Wandel bremsen, weil sie uns teuren 
Strom verkaufen wollen, ohne Konkurrenz fürchten zu müssen. Wir ziehen endlich die Konse-
quenz daraus, dass die natürlichen Ressourcen begrenzt sind und eine Energieversorgung der 
Zukunft nicht auf Kohle und Öl aufbauen darf – und auf Atom schon gar nicht. Der Ressour-
cenhunger der Industrie- und Schwellenländer ist für die Konflikte auf unserem Globus mitver-
antwortlich. Der gerechte Zugang zu Energie und der Nutzung von natürlichen Ressourcen ist 
aktive Friedenspolitik, genauso wie der Ersatz endlicher Rohstoffe durch erneuerbare.

Die Wirtschaft, die wir brauchen, soll Wohlstand für alle schaffen. Wir setzen auf eine nachhalti-
ge Wirtschaft als Leitbild. Bisher wird unsere Wirtschaft fast ausschließlich anhand ihres Wachs-
tums beurteilt. Die Fixierung von Politik und Medien allein auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
hat uns in die Irre geführt. Über die wichtigsten Dinge, die das Leben lebenswert machen, sagt 
das BIP nichts aus. Ist Wachstum mit Umweltzerstörung und Ungerechtigkeit erkauft, kann es 
uns unterm Strich sogar ärmer machen.  Deshalb brauchen wir einen neuen Gradmesser für 
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Wohlstand und Lebensqualität – einen neuen Wohlstandsindikator, der die soziale und ökologi-
sche Dimension des Wohlstandes mit umfasst. Wir wollen eine Wirtschaft, die den Menschen 
und nicht Märkte in den Mittelpunkt stellt.

Wir haben es in der Hand, unsere Gesellschaft so zu gestalten, dass alle Menschen gerecht an 
ihr teilhaben können, dass Arm und Reich nicht unerreichbar weit auseinanderliegen, Wenige 
sich nicht auf Kosten Vieler bereichern, und alle Zugang zu den Ressourcen für ein selbstbe-
stimmtes Leben haben. Wir wollen, dass sich jeder gemäß seiner Fähigkeiten und  Potentiale 
entwickeln kann – in guten Kitas und Schulen und nicht abhängig vom Geldbeutel seiner Eltern. 
Wir wollen eine solidarische Gesellschaft, in der starke Schultern mehr tragen als schwache. Wir 
geben aber auch klar Auskunft, wie wir die Mittel einsetzen wollen, um zu guten öffentlichen 
Institutionen zu kommen, von denen alle profitieren. Wir arbeiten so an einer sozialen und öko-
logischen Neubegründung unserer Marktwirtschaft. Wir schaffen endlich klare Regeln für die Fi-
nanzmärkte. Gute Arbeit, gute Löhne, mehr Mitsprache der Beschäftigten – all das kann und 
muss zum wirtschaftlichen und sozialen Erfolg beitragen.

Wir wollen in einer modernen Gesellschaft leben, in der Menschen gleichberechtigt sind und 
gleiche Chancen und Möglichkeiten haben – Frauen und Männer, Menschen mit Behinderun-
gen, Flüchtlinge, Menschen unterschiedlicher Herkunft und unterschiedlichen Alters, Menschen 
verschiedenen Glaubens und verschiedener sexueller Identität. Wir wollen unsere Demokratie 
wiederbeleben, so dass neben den gewählten Parlamenten vor allem die Bürgerinnen und Bür-
ger mitentscheiden – und nicht starke Lobbys, für die das Gemeinwohl kein Kriterium ist.

Wir wollen einen respektvollen Umgang mit der Natur, der die Artenvielfalt, den Boden, die Luft 
und das Wasser schützt. Wir wollen eine naturnahe Waldwirtschaft. Wir wollen eine Landwirt-
schaft, die nicht mehr von tierquälerischer Massentierhaltung und klimaschädlicher Fleisch- und 
Milchproduktion geprägt ist. Wir wollen informierte Verbraucherinnen und Verbraucher mit ge-
sicherten Rechten – keine Lebensmittel- oder Datenschutzskandale in Serie.

Wir richten unsere Politik nicht nach Himmelsrichtungen aus. Weder Ost und West noch Nord 
und Süd dürfen gegeneinander ausgespielt werden. Wir packen die Probleme dort an, wo sie 
bestehen. Unser Ziel sind gleiche Chancen, Möglichkeiten und vergleichbare Lebensverhältnisse 
in allen Regionen. Auch deshalb bedarf es auch über 20 Jahre nach der friedlichen Revolution 
der Solidarität zwischen den ost- und westdeutschen Ländern. Wir können auch heute noch viel 
voneinander lernen und uns gemeinsam entwickeln. Grüne Politik denkt und handelt auch vor 
Ort. Städte und Dörfer sind zentrale Orte des öffentlichen Zusammenlebens. Es wird Zeit, dass 
die Kommunen wieder in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben wahrnehmen zu können, 
denn Zusammenleben und Demokratie bekommen hier ihr Gesicht.

Wir wollen ein europäisches Deutschland – kein deutsches Europa. Die Bundesrepublik hat vom 
Zusammenwachsen Europas profitiert wie kein anderes Land. Doch in der Krise hat sich gezeigt, 
dass Europa Reformen braucht. Wir sind uns sicher: um die großen Herausforderungen zu ge-
stalten, brauchen wir mehr Europa. Aber wir brauchen auch ein anderes Europa: ein Europa, das 
miteinander mehr gegen Jugendarbeitslosigkeit und Armut unternimmt, das gemeinsam den 
Weg hin zu den Erneuerbaren Energien geht,  das Flüchtlinge schützt anstatt die Grenzen Euro-
pas zu todbringenden Mauern aufzurüsten. Ein Europa mit gemeinsamen Sozialstandards und 
mehr Kooperation in Steuer- und Finanzfragen. Wir brauchen ein demokratisches Europa der 
Bürgerinnen und Bürger statt ein Europa der Regierungen, Verwaltungen und Expertokratie.

Wir stehen für eine Politik, die global denkt und handelt. Unsere ambitionierte innenpolitische 
Reformagenda geht einher mit einer globalen durchdachten Politik. Den Schutz des Klimas, den 
Erhalt der natürlichen Ressourcen und der biologischen Vielfalt gibt es nur global. Unser Ziel ist 
es Menschenrechte umzusetzen, Armut zu reduzieren, Frieden zu sichern sowie Geschlechterge-
rechtigkeit und Demokratie zu fördern.
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Wir glauben, dass viele in Deutschland so denken, vielleicht sogar die meisten. Doch um zu die-
sem Ziel zu kommen müssen wir noch Vieles verändern. Und wir müssen es bald tun, denn eine 
falsche Wirtschaftsweise und eine ungerechte Gesellschaft verursachen Schäden, die nicht mehr 
zu reparieren sind. Wir glauben, der grüne Wandel ist der richtige Weg zu diesem besseren 
Morgen.

4. Teilhaben, Einmischen, Zukunft Schaffen – Motoren des grünen Wandels

Eine bessere Politik lässt Menschen teilhaben. Denn nur wer Teil dieser Gesellschaft ist, wer Zu-
gang hat zu den öffentlichen Gütern, wird nicht abgehängt und kann selbstbestimmt leben. 
Eine bessere Politik braucht Menschen die sich einmischen und begreift diese nicht als Störfak-
tor. Eine bessere Politik schaut voraus und schafft Zukunft – heute schon.

Teilhaben, Einmischen, Zukunft schaffen – das ist die Richtung des grünen Wandels. Teilhaben, 
Einmischen, Zukunft schaffen – das sind zugleich seine Motoren.

Teilhaben: Ihre Stimme für mehr Gerechtigkeit 

Schaffen wir einen grünen Wandel für mehr soziale Teilhabe! Teilhabe ist eine elementare Be-
dingung für Gerechtigkeit: Teilhabe am Arbeitsmarkt, Teilhabe an den Bildung, Teilhabe an so-
zialer Sicherung, Teilhabe an einem Gesundheits- und Pflegesystem, das keine Unterschiede 
zwischen den Menschen und ihren Einkünften oder ihrer Herkunft macht - Teilhabe aber auch 
an wirtschaftlicher Entwicklung und ökonomischem Erfolg.

Eine Politik der Teilhabe braucht neben einer menschenwürdigen Grundsicherung die Erneue-
rung und Stärkung unserer öffentlichen Institutionen. Wir wollen sie an die Öffentlichkeit zu-
rückgeben: die öffentlichen Orte, Räume und Netze. Ob Kitas oder Schulen, Hochschulen oder 
Berufsschulen, Krankenhäuser oder Pflegeeinrichtungen, Jobcenter oder Arbeitsagenturen, öf-
fentliche Plätze oder Stadtteilzentren, Jugend- oder Kultureinrichtungen: überall dort entschei-
det sich, ob Teilhabe möglich ist. Die Erneuerung all dieser öffentlichen Institutionen braucht 
höhere Qualität, Öffnung für alle und bessere Beteiligungsmöglichkeiten. Wir beschreiben in 
den Kapiteln unseres Programms genau, wie die Erneuerung dieser Orte, Räume und Netze 
aussehen kann. Hier investieren wir Geld – und vor allem unsere Ideen.

 Wir wollen eine inklusive Gesellschaft, in des normal ist, verschieden zu sein, in der alle Zugang 
haben. Unabhängig von Geschlecht, sexueller Identität oder Herkunft, Alter oder Elternhaus, 
körperlicher oder psychischer Verfassung: Wir bauen die Barrieren ab. Wir wollen eine Gesell-
schaft, in der alle Menschen gleiche Freiheitsrechte, Teilhabechancen und Möglichkeiten eines 
selbstbestimmten Lebens haben und erwünscht sind. Gleich ob Schule oder Arbeitsmarkt, Stadt-
viertel oder Kultureinrichtung, Gesundheit oder Pflege: Unser Ziel ist eine durchlässige Gesell-
schaft, die Blockaden abbaut, in der Anstrengung belohnt wird und niemand durch verschlosse-
ne Türen und gläserne Decken ausgebremst und ausgeschlossen wird.

Teilhaben – das braucht eine solide und solidarische Finanzierungsbasis, in der die stärkeren 
Schultern mehr tragen als die schwächeren. Deshalb sollen die kleinen Einkommen entlastet und 
die höheren stärker einbezogen werden. Wir wollen Gering- und NormalverdienerInnen entlas-
ten durch ein höheres steuerfreies Existenzminimum und stabilisierte Beiträge für Krankheit und 
Pflege durch eine Bürgerversicherung. Erben sollen einen höheren Beitrag zur Finanzierung von 
Bildung und Kultur in den Ländern leisten. Verdienst aus Geldanlagen soll wieder genauso hoch 
besteuert werden wie Verdienst aus Arbeit. Und wir wollen eine Vermögensabgabe für das 
reichste Prozent der Bevölkerung, die dazu dient, den durch die Finanzkrise enorm gewachse-
nen Schuldenberg abzutragen – damit unsere Steuergelder nicht für die Zinstilgung, nicht für 
das Zahlen von Zinsen, sondern für mehr Teilhabe und bessere öffentliche Güter für alle genutzt 
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werden können. Grundlage unserer finanz- und steuerpolitischen Reformen, die wir in diesem 
Programm vorschlagen, ist eine transparente Finanz- und Haushaltspolitik, die die Gesamtbelas-
tung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen beachtet. Maßstab für die Entwick-
lung und Umsetzung dieser Reformen waren und sind Gerechtigkeit und Leistungsfähigkeit so-
wie die Bewahrung der betrieblichen Investitionsfähigkeit. Entlang dieser Maßstäbe haben wir 
unsere finanz- und steuerpolitischen Reformen entwickelt und überprüft und werden es auch in 
Zukunft tun.

Teilhaben – das gilt nicht nur innerhalb Deutschlands, sondern auch europa- und weltweit. Wir 
wollen europaweit zu einer Finanzierungsbasis für Teilhabe beitragen durch einen europäischen 
Steuerpakt zum Schließen von Steueroasen und das Beenden von Steuerdumping.

Teilhaben – das geht nur mit gerechten Löhnen und guter Arbeit für alle. Deshalb wollen wir 
prekäre Arbeitsverhältnisse eindämmen, Minijobs ersetzen, den Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen verhindern und das Tarifvertragssystem stärken.

Teilhaben – das braucht eine gerechte Verteilung von Einkommen und Vermögen. Denn eine 
Gesellschaft mit großer Ungleichheit kann ihre Potentiale nicht nutzen – sie verliert den Rück-
halt ihrer Mitglieder und damit den Kitt der sie zusammenhält. Unsere Gesellschaft muss wieder 
von der wirtschaftlichen Entwicklung profitieren, nicht nur die obersten 10 Prozent. Neben 
Steuern und Sozialabgaben braucht es dafür auch eine andere Wirtschaftspolitik, die die Domi-
nanz einzelner Akteure zurückdrängt.

Teilhaben – das bedeutet im 21. Jahrhundert auch Zugang zu schnellem Internet zu haben. So-
ziale wie ökonomische Teilhabe hängt nicht zuletzt vom Breitbandinternetanschluss ab. Wir wol-
len gesetzlich sicherstellen, dass jede/r am schnellen Internet teilhaben kann.

Teilhaben – das braucht auch  diskriminierungsfreies gesellschaftliches Klima, in dem alle Men-
schen  ihre Chance bekommen und sich einbringen können. Wir wollen unsere Einwanderungs-
gesellschaft so gestalten, dass Menschen unterschiedlicher Herkunft gleichberechtigt zusam-
menleben können.  Wir wollen eine moderne Integrationspolitik, die anerkennt, dass jede Ein-
bürgerung ein Erfolg ist.

Teilhaben – das zielt auch auf Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern. Sexismus und die Be-
nachteiligung von Frauen sind in vielen Fällen noch immer trauriger Alltag. Wir machen mit dem 
Skandal Schluss, dass viele Frauen immer noch keine eigenständige Existenzsicherung haben, 
dass sie die schlechteren Karrierechancen und niedrigere Löhne in Kauf nehmen müssen. Dafür 
brauchen wir ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, ein Entgeltgleichheitsgesetz, eine 
Quote in Aufsichtsräten und einen Rechtsanspruch auf eine ganztägige Kinderbetreuung. Au-
ßerdem wollen wir das Ehegattensplitting in eine Individualbesteuerung umwandeln.

Machen wir aus der gesellschaftlichen eine politische Mehrheit: für gute öffentliche Institutio-
nen, für eine gerechtere Verteilung und ein soziales Sicherungssystem, das seinen Namen wirk-
lich verdient. Für eine gerechte Gesellschaft, an der alle teilhaben.

Einmischen: Ihre Stimme für mehr Beteiligung 

Schaffen wir einen grünen Wandel für mehr demokratische Beteiligung! Misch Dich ein! Das 
war unser Credo bei unserer Parteigründung in Ost wie West. Und Einmischen braucht unsere 
Demokratie auch heute. Wir wissen, was Bürgerbewegungen auch über festgefahrene Struktu-
ren und Parteigrenzen hinweg erreichen können.Wir wollen mit unserer Politik das Einmischen 
leichter machen. Demokratie zählt zu dem wertvollsten, was wir haben. Und gerade deshalb 
wollen wir sie neu beleben, ihr neue Kraft geben. Das geht nur, wenn sich die Bürgerinnen und 
Bürger einbringen können und ihre demokratischen Rechte geltend machen. Wir beschreiben in 
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unserem Programm, wie eine neue demokratische Kultur aussehen kann. Wir setzen auf eine 
Politik des Zuhörens, Hörbarmachens und Mitentscheidens, in der Einmischung gewünscht ist 
und die Politik die Gründe ihres Handelns offen legt und zur Diskussion stellt.

Einmischen erfordert zunächst neue Mitbestimmungsmöglichkeiten. Wir schaffen mehr Bürger-
beteiligung in den Planungsverfahren und bessere Möglichkeiten für Bürgerbegehren und 
Volksentscheiden. Die Einführung der Europäischen Bürgerinitiative beispielsweise ist ein großer 
Erfolg. Das fordern wir auch wenn es um unser Herzensanliegen geht, die neue klimafreundli-
che Energieversorgung. Einmischung ist erwünscht, auch wenn uns Grünen dann ab und zu der 
Wind ins Gesicht bläst.

Wer möchte, dass die Menschen sich einmischen und den Wandel aktiv mitgestalten können, 
der muss nicht nur an den Verfahren feilen, sondern auch die Voraussetzungen fürs Einmischen 
schaffen. Einmischen – das braucht zum Beispiel starke Kommunen und Beteiligung vor Ort. 
Menschen sind engagiert und kompetent – gerade da, wo sie zuhause sind, in ihrer Kommune: 
Elterninitiativen, die mit selbstverwalteten Kitas voran gehen und zeigen, wie dringend notwen-
dig die Betreuung von unter Dreijährigen ist; Bürgerinnen und Bürger, die den „Atomausstieg 
selber machen“ und den Energieversorger wechseln, weil es ihnen zu langsam vorangeht; 
Sportvereine, die der Politik zeigen, dass ein neues Miteinander manchmal so einfach umzuset-
zen ist.

Einmischen – das heißt aber auch die Barrieren für Beteiligung zu beseitigen. Wir wollen , dass 
all diejenigen mitbestimmen können, die schon lange hier leben und dafür das Wahlrecht än-
dern. Unsere Demokratie darf niemanden aufgrund von Herkunft, Hautfarbe, sexueller Identi-
tät, Geschlecht, Behinderung, Religion und Weltanschauung  oder Alter ausgrenzen. Deswegen 
heißt Einmischen auch, Jugendlichen die Möglichkeiten zur demokratischen Entscheidung zu 
öffnen. Wir wollen das Wahlalter auf mindestens 16 Jahre  senken. Einmischen heißt auch, dass 
Menschen nicht aufgrund einer Behinderung einfach von ihrem Wahlrecht ausgeschlossen wer-
den dürfen.

Einmischen – das geht aber auch nicht ohne gerechte Repräsentation. Wir kämpfen für eine in-
klusive Demokratie, in der alle mitreden und mittun können. Gerade deshalb streiten wir für 
eine gerechte demokratische Repräsentation. In den Parlamenten, in der Verwaltung, aber auch 
in den Parteien. Dafür  brauchen wir Parteien, die sich zu den Bürgerinnen und Bürgern hin öff-
nen. Wir brauchen starke Parlamente und transparentes Regierungshandeln. Es ist beispielswei-
se nicht hinnehmbar, dass deutsche Waffen an alle Welt verkauft werden – ohne ausreichende 
parlamentarische und zivilgesellschaftliche Kontrolle.

Einmischen – das heißt die Freiheit dazu zu haben. Der Abbau unserer Bürgerrechte muss ein 
Ende haben. Sicherheit gehört gewährleistet, Freiheit gehört nach über zehn Jahren der Ein-
schränkung, die unter den Eindrücken der Terroranschläge in den USA vorgenommen wurden, 
wieder gestärkt. Wir wollen eine offene Gesellschaft, in der Menschen nicht das Gefühl haben 
müssen, überwacht zu werden – sei es durch den Staat oder immer häufiger durch Unterneh-
men. Der Schutz unserer Privatsphäre und die Stärkung der informationellen Selbstbestimmung 
sind daher umso elementarer im 21. Jahrhundert.

Einmischen – das lebt von mündigen VerbraucherInnen. Wir brauchen endlich wieder eine Ver-
braucherpolitik, die unsere Rechte schützt. Denn wir können nur Einfluss nehmen, wenn wir 
wissen was drin ist, ob im Essen oder im Versicherungspaket.

Einmischen – das muss auch für die Arbeitswelt gelten. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sind keine Arbeitsmaschinen und kein Kostenfaktor sondern die wichtigste Produktivkraft, die 
wir haben. Deswegen wollen wir ihre Rechte stärken, ihre Ideen und Engagement fördern.
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Einmischen – das heißt für uns, jeder Form von Rechtsextremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit entschieden entgegenzutreten. Die NSU Morde und vor allem der skan-
dalöse Umgang der Verfassungsschutzbehörden, Polizei und Justiz bei der Aufklärung zeigen, 
wie viel hier noch zu tun ist. Diesen immensen Schaden müssen wir beheben und wieder Ver-
trauen schaffen. Wir stärken den Widerstand gegen Nazis mit allen rechtstaatlichen Mitteln und 
erheben unsere Stimme auch dann, wenn  Rassismus oder Antisemitismus aus der Mitte der Ge-
sellschaft kommen.

Einmischen – das heißt für uns eine offene Gesellschaft zu schaffen, in der jede und jeder ohne 
Diskriminierung, ohne Angst vor Unterdrückung – sei es durch den Staat, durch menschen-
rechts- und demokratiefeindliche Bewegungen, durch private Einrichtungen, durch die eigene 
Familie – leben, arbeiten und handeln kann.

Einmischen – heißt die Beteiligungsmöglichkeiten des Internets nutzen und für alle zugänglich 
machen. Wir setzen auf die neuen digitalen Möglichkeiten, um mehr Mitwirkung und mehr 
Transparenz herzustellen.

Einmischen – heißt die Entscheidungsstrukturen auch auf internationaler Ebene fairer zu gestal-
ten. Wir wollen deshalb die Vereinten Nationen als internationale Organisation mit der meisten 
Legitimation weiter demokratisieren sowie den Internationalen Strafgerichtshof und das Völker-
strafrecht stärken.

Machen wir aus gesellschaftlichen Wunsch Wirklichkeit: für mehr Beteiligungsmöglichkeiten, für 
eine gerechte Repräsentation und für eine neue Politik des Zuhörens. Für eine demokratische 
Gesellschaft, in der sich Einmischung lohnt.

Zukunft schaffen: Ihre Stimme für ein besseres Morgen 

Schaffen wir einen grünen Wandel für ein besseres Morgen! Nachhaltig wirtschaften bedeutet 
nicht mehr verbrauchen, als auch nachwachsen kann – nicht von der Substanz leben, sondern 
von den Erträgen. Inzwischen wissen wir längst, dass sich dieses Motto nicht nur auf die Ökolo-
gie beschränken darf.

Zukunft schaffen – das heißt zuallererst die Energiewende schaffen. Wir erreichen 100% sichere 
Energie – ohne Atom,  Kohle und andere fossile Energieträger. Dazu wollen wir das Gesetz für 
Erneuerbare Energien (EEG) reformieren, von teuren Industriesubventionen befreien und so die 
Strompreise sozialer gestalten. Wir müssen den Strommarkt  so organisieren,  dass er den Über-
gang zu den Erneuerbaren Energien unterstützt und damit er auch dann noch funktioniert, 
wenn Kohle und Atom endlich verschwunden sind. Wir wollen Deutschland vom Bremser zum 
Vorreiter beim Klimaschutz machen – hier, in Europa und der Welt. Wir wollen ein Klimaschutz-
gesetz, damit es Energiesicherheit und Planungssicherheit gibt. Wir sorgen außerdem dafür, dass 
die Energiewende auch in der Verkehrspolitik ankommt. Mit Vorfahrt für FußgängerInnen, Fahr-
rad, Elektroantrieb und Schienenverkehr ermöglichen wir eine neue Mobilität für alle – unab-
hängig von fossilen Energieträgern und frei von Lärm, der uns krank macht.

Zukunft schaffen – das heißt der Wirtschaft eine grüne Richtung geben. Wir stehen vor einem 
gigantischen Umbau unserer Industriegesellschaft hin zu einer ökologischen, also ressourcen 
leichten und emissionsarmen Wirtschaftsweise. Dafür braucht es einen neuen Rahmen, der 
ökologische Leitplanken und politischen Ziele für soziale Gerechtigkeit, eine zukunftsfähige 
Wirtschaft und ausgeglichene Staatsfinanzen setzt.Wir können unsere Abhängigkeit vom Welt-
markt reduzieren, in dem wir knappe Rohstoffe weniger verwenden, wieder verwenden und 
durch günstigere und umweltschonendere Rohstoffe ersetzen. So leisten wir einen Beitrag für 
eine umweltverträgliche und gerechte globale Entwicklung.
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Zukunft schaffen – das heißt Generationengerechtigkeit: Wir wollen Jugend aktiv beteiligen und 
brauchen Chancengleichheit von Anfang an bis ins Alter. Mit vielfältigen Förderangeboten, ei-
nem besseren und soziale gerechteren Bildungssystem und einer Politik, die Chancengleichheit 
immer im Blick behält schaffen wir eine Zukunft, in der jedeR die gleichen Chancen hat von den 
gesellschaftlichen Möglichkeiten zu profitieren.

Zukunft schaffen – das heißt für uns auf Bildung und Wissenschaft zu setzen. Von einer zu-
kunftsfähigen Bildungsrepublik sind wir noch weit entfernt. Ein gutes Bildungs- und Wissen-
schaftssystem ist Voraussetzung für die Bewältigung der großen sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Herausforderungen. Eine zukunftsfähige Gesellschaft und grüne Ökonomie 
braucht das Wissen und die Kreativität ihrer Menschen, benötigt gut ausgebildete Fachkräfte 
und HochschulabsolventInnen, lebenslanges Lernen sowie die Innovationen und das Know-how 
aus Wissenschaft und Forschung sowie den Mut von UnternehmerInnen und Unternehmen, 
nachhaltige Innovationen in die wirtschaftliche Praxis umzusetzen

Zukunft schaffen – das heißt Familien unterstützten. Familien übernehmen zentrale gesellschaft-
liche Aufgaben – in der Verantwortung für Kinder, aber auch in der Verantwortung für pflege-
bedürftige Angehörige. Das gilt für alle Familien; egal ob homo- oder heterosexuell, ob verhei-
ratet oder nicht, ob Patchwork oder alleinerziehend. Deshalb müssen endlich alle Familien 
gleichgestellt werden. Wir finden, dass alle gelebten Familienmodelle unter den Schutz von Arti-
kel 6 Grundgesetz gehören. Außerdem wollen wir dafür sorgen, dass alle Familien die Unter-
stützung bekommen, die sie brauchen, damit Kinder als Bereicherung für Familie und Gesell-
schaft wahrgenommen werden und Kindererziehung nicht zur Belastung wird. Dafür ist die Si-
cherstellung der Kinderbetreuung genauso wichtig wie die Erkenntnis, dass Familie auch Zeit 
braucht, die geschützt werden muss.

Zukunft schaffen – das heißt die Arbeit der Zukunft fördern und gerecht zwischen den Ge-
schlechtern zu verteilen. Mit einer dritten, einer grünen industriellen Revolution und mit mehr 
Arbeit von Menschen für Menschen – ob in Bildung, Gesundheit, Pflege oder Kultur – schaffen 
wir die Arbeitsplätze von Morgen und sichern so Wohlstand und soziale Teilhabe für alle. Die 
Arbeit der Zukunft ist eine gerechter verteilte Arbeit. Wir wollen eine inklusive Gesellschaft, in 
der nicht einerseits Menschen ohne existenzsichernde Arbeit im sozialen Abseits stehen und an-
dererseits unter Beschäftigten "Burnout" ein Massenphänomen ist und vielen kaum noch Zeit 
für familiäre oder soziale Aufgaben bleibt. Wir werden neue Modelle entwickeln, wie wir in Zu-
kunft Zeit zum Leben und Zeit zum Arbeiten besser miteinander vereinbaren können.

Zukunft schaffen – das heißt bezahlbares Wohnen für alle. Wenn spekulative Mieten einge-
dämmt werden, kann die Vertreibung vieler Haushalte aus ihrer Nachbarschaft verhindert wer-
den. Energetische Gebäudesanierung muss angemessen und kontinuierlich gefördert werden.

Zukunft schaffen – das heißt vorsorgen. Das gilt in der Haushaltspolitik, in der wir insbesondere 
mit der Vermögensabgabe den gigantischen Schuldenberg abtragen wollen. Das gilt für die Ar-
beitsmarktpolitik, indem wir Rahmenbedingungen für alters- und altersgerechte Arbeitsbedin-
gungen durchsetzen wollen, damit die Beschäftigten gesund bis zur Rente arbeiten können. Das 
gilt in der Rentenpolitik, in der wir mit der Garantierente das Vertrauen auch zukünftiger Gene-
rationen in die Alterssicherung zurückgeben wollen. Das gilt aber auch für die Gesundheitspoli-
tik, die auf Vorsorge setzen muss und sich nicht erst kümmert, wenn wir schon krank sind.

Zukunft schaffen – das heißt die Umwelt erhalten. Wir brauchen mehr Schutzgebiete für die Ar-
tenvielfalt und ein neues Tierschutzgesetz. Wir brauchen eine Landwirtschaft  ohne Gentechnik 
und ohne industrielle Tierproduktion.  Tiergerecht statt massenhaft – so schaffen wir Zukunft für 
Mensch, Tier und auch für das Klima.

Beschluss (vorläufig): Bundestagswahlprogramm, Kapitel A BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

S. 10/12 BDK Berlin, 26.-28. April 2013



Zukunft schaffen – das gelingt nur mit Europa. Unser gemeinsames Europa.  Wir stärken des-
halb die Demokratie, Solidarität, Solidität, Nachhaltigkeit und die Menschenrechte in der EU. 
Dabei streiten wir für einen ökologisch-sozialen Umbau Europas, statt nur auf einseitiger Spar-
politik in den Krisenländern zu setzen. Wir wollen eine Bankenunion und eine unabhängige 
Bankenaufsicht. Wir ergänzen die Wirtschafts- und Währungsunion um eine politische Union, 
damit nicht nur die  Finanzmärkte diktiert, was geht und was nicht geht. Und wir wollen ein 
starkes Europaparlament, dass die Hinterzimmerpolitik von Frau Merkel beendet und Transpa-
renz vor Lobbyinteressen stellt.

Zukunft schaffen – das können wir nur, wenn wir die gesamte Welt im Blick haben. Unsere eine 

Welt. Deshalb wollen wir die große Transformation hin zu einer friedlichen, gerechten und 
nachhaltigen Globalisierung vorantreibenden. Das heißt auch das Versprechen, 0,7% des  Brut-
tonationaleinkommens für die Entwicklungszusammenarbeit einzusetzen, ebenso ernst zu neh-
men wie die zivile Krisenprävention, bei der das Konzept der Schutzverantwortung umgesetzt 
wird. Das heißt aber auch ein neues Kontrollgesetz einzuführen, um sich gegen Rüstungsexpor-
te einzusetzen und mit einem neuen Kontrollgesetz den Export von Waffen aus Deutschland zu 
begrenzen.

Jetzt Handeln für ein besseres Morgen! Das ist unsere Antwort auf die Merkel-Koalition, die die 
Energiewende komplett gegen die Wand fährt, die Rettung des Euro immer nur vertagt, die 
wachsende Armut und Ungleichheit einfach ignoriert. Anstatt Herausforderungen anzugehen 
und der Wirtschaft endlich ein neues, zukunftsfähiges Fundament zu geben, werden  falsche 
Entscheidungen getroffen oder Probleme auf die lange Bank geschoben.

5. Am 22. September grün wählen 

Liebe Wählerin, lieber Wähler,

Es ist an der Zeit, dass sich was ändert. Statt sozialer Spaltung brauchen wir ein neues Miteinan-
der. Statt entfesseltem Kapitalismus eine Regulierung der Finanzmärkte. Statt altem Wachstum 
echte Lebensqualität. Statt einer marktkonformen Demokratie eine demokratische Erneuerung, 
in der die Menschen etwas zu sagen haben und die Politik gestalten kann. Statt einer Rolle 
rückwärts eine sichere Energiewende und den Erhalt unserer Lebensgrundlagen. Statt einer Glo-
balisierung auf Kosten der Armen eine soziale und nachhaltige Weltwirtschaft.

Wer grün wählt, stimmt für einen Weg aus den Krisen. Mit Kompass und Werten und realisti-
schen Lösungen. Unser grüner Ministerpräsident Winfried Kretschmann und viele andere Grüne 
in Verantwortung in den Ländern und Kommunen zeigen, was Grün kann, wenn Grün regiert. 
Und auch unsere SpitzenkandidatInnen Katrin Göring-Eckardt und Jürgen Trittin stehen dafür 
ein: Realismus und Weitsicht verankert in klaren Werten.

Schwarz-Gelb betreibt pünktlich zum Wahlkampf reine Ankündigungspolitik, steht in Wahrheit 
aber mit ihrer Politik gegen einen echten Mindestlohn, gegen eine verbindliche Frauenquote, 
gegen eine entschiedene Energiewende sowie gegen die tatsächliche Gleichstellung gleichge-
schlechtlicher Partnerschaften. Damit steht Schwarz-Gelb gegen die gesellschaftliche Mehrheit 
in diesem Land. Deswegen gehört sie auch abgelöst.

Wir kämpfen eigenständig für unsere Ideen und Inhalte. Wir kämpfen in diesem Bundestags-
wahlkampf für starke Grüne in einer Regierungskoalition mit der SPD, weil wir in diesem Regie-
rungsbündnis die besten Chancen sehen, den grünen Wandel umzusetzen.

Bei dieser Bundestagswahl geht es nicht um eine Direktwahl der Kanzlerin oder des Kanzlers. Es 
geht nicht um die absolute Mehrheit einer Partei. Es geht darum, welche Koalition die nächsten 
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vier Jahre Deutschland regiert. Wir wollen den grünen Wandel mit einer rot-grünen Koalition 
erreichen. Rot-Grün ist die Alternative zur Merkel-Koalition.

Koalitionen sind keine Frage von Farben oder Ideologien. Koalitionen sind Bündnisse auf Zeit 
zur Umsetzung gemeinsamer Ziele. Nur wer mit uns Grünen in die gleiche Richtung gehen will, 
nur wer den grünen Wandel ermöglichen will, mit dem können wir regieren, mit dem wollen 
wir koalieren. Wer in eine andere Richtung gehen will, mit dem können wir nicht regieren und 
mit dem wollen wir nicht koalieren.

Und da ist unübersehbar: CDU und CSU hintertreiben die Energiewende. Die Union ist gegen 
einen gesetzlichen Mindestlohn, gegen eine stärkere Beteiligung der Reichen an der Finanzie-
rung unseres Gemeinwesens. Sie steht gegen die Gleichstellung der Frauen und die vollständige 
Gleichberechtigung von Lesben und Schwulen. Immer wieder betreibt die Union Wahlkampf 
mit dem Ressentiment gegen Minderheiten und gegen eine moderne Einwanderungspolitik. Die 
CSU ist offen europafeindlich. CDU und CSU blockieren den grünen Wandel.

Die Linkspartei macht unseriöse sozial- und finanzpolitische Versprechungen, so dass der Wort-
bruch vorprogrammiert ist. Sie lehnt die Einhaltung, der im Grundgesetz verankerten Schulden-
bremse ab. Die Linkspartei verweigert jede internationale Verantwortung und selbst die Debat-
ten über UN-mandatierte, friedenserhaltende Auslandseinsätze. In der tiefsten Krise der Euro-
päischen Union steht sie abseits, schürt Stimmungen und verweigert Solidarität. Die Linke steht 
abseits des grünen Wandels.

Die FDP vertritt auf absurde Weise die Klientelinteressen einiger weniger. Sie will das EEG ab-
schaffen, sie verweigert sich einer solidarischen Steuerpolitik, lehnt Mindestlöhne ab und ist ge-
gen die Frauenquote. Die FDP ist eine Kampfansage an den grünen Wandel.

Für uns ist klar: Bei den zentralen Themen – bei der Energiewende, bei einer gerechten Steuer-
politik, bei einer modernen Gesellschaftspolitik – gibt es mit der SPD neben Gemeinsamkeiten 
auch Differenzen. Manchmal ist die SPD kein Antreiber, sondern ein Bremser. Nur mit starken 
Grünen wird sie ein Partner für den grünen Wandel sein. Deshalb braucht es 2013 starke Grü-
ne.

Teilhaben – Einmischen – Zukunft schaffen: das bildet zusammen die Grundlage für einen grü-
nen Wandel in Politik und Gesellschaft – für mehr soziale Gerechtigkeit, für mehr demokratische 
Beteiligung, für ein besseres Morgen.

Teilhaben – Einmischen – Zukunft schaffen: das beschreibt einen neuen Weg aus den Krisen und 
den Aufbruch hin zu einer offenen, modernen Gesellschaft und einer Wirtschaft, die besser und 
sparsamer mit unseren natürlichen Ressourcen umgeht.

Wählen Sie grün. Für mehr Gerechtigkeit. Für mehr Beteiligung. Für ein besseres Morgen.

Für den grünen Wandel.
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